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Es gehört inzwischen zu den Selbstverständlichkeiten innerhalb des 
kriminologischen Diskurses, daß Kriminalität ein in Interaktionen herge­
stelltes soziales Phänomen darstellt. Uns sind ferner die unterschiedlichen 
Wahrscheinlichkeiten bewußt, vom Strafrecht verschont bzw. erfaßt zu 
werden. Gefordert wird die wirksame Verfolgung der „großen Fische", 
wobei regelmäßig Schlagworte wie organisierter Drogenhandel oder 
grenzüberschreitende Wirtschaftskriminalität auftauchen.1 Über die 
Dimensionen, die ins Visier genommen werden sollen, bestehen indessen 
kaum nähere Vorstellungen. Als Zeitungsleser oder Nachrichtengucker 
erleben wir überwiegend die Ohnmacht der Strafverfolgungseinrichtun­
gen gegenüber den Top-Verbrechern,2 selbst wenn „ihr" Regime ( etwa der 
NS-Staat oder die DDR) vergangen ist. Verarbeitet wird die Enttäuschung 
mit immer neuen Vorsätzen und Versprechungen, die schweren und 
schwersten Fälle zu „packen". 3 Es mangelt aber nicht nur an durchgreifen­
den politisch-praktischen Initiativen, sondern Defizite ergeben sich 
bereits für die Theorie. Bemerkenswerte Anstrengungen, in dieser 
Beziehung weiterzukommen, sind freilich schon unternommen worden.4 

Das einschlägige Vokabular der Gegenwart liefern Begriffe wie „krimino­
logisch bedeutsames Verhalten von Staatsführungen und ihren Orga­
nen" ,5 „Kriminalität der Mächtigen"6 oder „Makrokriminalität" .7 Insbe­
sondere] äger hat es unternommen, mit Hilfe dieses Begriffs das Kriminali­
tätsverständnis gewissermaßen aus dem Ghetto das Alltagsverständnisses 
herauszuholen, Kriminalität nicht lediglich mit dem randständigen und 
sozial schwachen Abweichler zu identifizieren, vielmehr die Kriminalität 
durch konformes Verhalten ins Bewußtsein zu rücken.8 Darin liegt in der 
Tat eine gewichtige und auch notwendige Horizonterweiterung. Nur muß 
man sich im klaren darüber sein, daß das Postulat der Erstreckung des 
Kriminalitätsbegriffs auf die Mächtigen und ihre mächtigen Erfolge eine 
ethisch-normative Forderung darstellt. Aus erfahrungswissenschaftlicher 
Perspektive bleibt zu fragen, ob es nicht gerade zu den Gesetzmäßigkeiten 
des Konzepts „Kriminalität" gehört, gleichsam nach „oben hin", zu den 
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Großen und Regierenden hin zu „verschwinden", sich mit der Vergröße­
rung der Dimensionen tendenziell aufzulösen. Dieser-von Jäger meines 
Erachtens vernachlässigten - Frage möchte ich im folgenden nachgehen 
mit der Position Jägers „im Hinterkopf". 

1) Der notorische Blick „nach unten" und auf den „kleinen Mann"

Man könnte von einer großen Koalition derer sprechen, die im Ergebnis 
alle dafür sorgen, daß Kriminalität nicht in der Chefetage der Tonangeben­
den, sondern im Souterrain vermutet, gesucht, gefunden und bekämpft 
wird. 

Die Strafgesetze treten zwar mit einem universalistischen Anspruch auf. 
Die Strafe droht jedem, der die abstrakten Merkmale erfüllt, ohne 
Ansehen der Person. Doch schon die Regelungsdichte und die Konkreti­
sierungen weisen Unterschiede auf, erst recht die Möglichkeiten der 
Normimplementation und -durchsetzung. Es gibt Bereiche, in denen das 
Strafrecht bereits von seiner Tatbestandsseite her kaum greift, wenn man 
beispielsweise an riskante und friedensgefährdende Politik, Verhinderung 
internationaler Friedensbemühungen, an ruinöses Wirtschaftsgebaren 
oder an große klimatische und radioaktive Gefährdungen denkt.9 Im 
Völkerrecht sind der kriegerischen Vernichtung zwar gewisse Grenzen 
gesetzt,10 doch diese können von der erlaubten Barbarei nur schwer 
abgeschichtet werden. 11 Dann gibt es Straftatbestände, die elementare 
Menschenrechtsverletzungen betreffen, bei denen „lediglich" ein Voll­
zugsdefizit zu verzeichnen ist, demzufolge die gerichtliche Behandlung die 
seltene Ausnahme bildet. Entsprechendes gilt für umfangreiche und 
beweisschwierige Wirtschaftsstrafverfahren, die, wenn sie dann stattfin­
den, zu verhältnismäßig sehr milden Sanktionen führen.12 

Aber auch noch im Mittelfeld der tatbestandlich definierten Kriminalität 
werden bestimmte Erscheinungen höchst selten verfolgt: Betrug von 
Versicherungen, Diebstähle aus Hotels und Gaststätten, Unterschlagun­
gen am Arbeitsplatz, falsche Angaben von Kaufleuten über Liefermen­
gen, Abrechnung nicht erbrachter (z. B. ärztlicher) Leistungen, Aus­
schreibungsabsprachen usw. 13 Selbst noch auf dem „mittleren Niveau" 
bleiben beträchtliche Schädigungen vom Strafrecht sogar tatbestandsmä­
ßig verschont: Bestimmte Formen der Steuerflucht, Fehlbelegungen von 
Sozialwohnungen, Angebote existenzvernichtender Kreditverträge.14 

Bis zu dieser Grenze läßt sich eine „wohlwollende Vernachlässigung" 
konstatieren. 15 Bei Strafverfolgungsbemühungen kommt es, soweit nicht 
gar die Verfolgungsverjährung das schützende Tuch ausbreitet, oft genug 
zu „vernünftigen Absprachen", um Beweisnöte zu überbrücken und den 
Stoff handhabbar zu machen und peinliche Freisprüche zu vermeiden. 16 

Fragen wir danach, wie der Straftäter wieder in „die" Gesellschaft 
zurückgeführt werden soll, wird vor allem regelmäßige Arbeit anempfoh­
len. In erster Linie denkt man an die unteren Ränge. So ist insbesondere 
das Strafvollzuggesetz zu lesen, das sich an den Realitäten der einsitzenden 
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Klientel, nicht an den „an sich" Betroffenen oder zu Betreffenden 
orientiert. 17 

Betrachtet man das Strafrecht nicht als abstraktes Normenprogramm, 
sondern als ein in das soziale Leben hineinwirkendes Instrument, setzt es 
seine Prioritäten nicht nach den sozialen Schäden oder Gefahren, arbeitet 
ferner nicht nach dem Ultima-Ratio-Prinzip. Es interessiert sich vorrangig 
für die Masse der kleineren Eigentums- und Vermögensdelikte und für 
Verkehrsdelikte. 18 Der Stoff, aus dem „die" vorgeblich so bedrohliche 
Jugendkriminalität gemacht ist, besteht ebenfalls hauptsächlich aus klei­
neren Normverstößen. 19 

Ein Blick in die Rechtswissenschaft und auf die kriminologischen Interes­
senschwerpunkte wirft das entstandene Bild nicht gerade um. Illustrativ 
erscheint ein Vergleich der rechtswissenschaftlichen Interpretationen zu 
den Diebstahlsproblemen einerseits mit dem Rechtfertigungsgrund des 
Krieges bei Tötungsdelikten andererseits. Letzterer greift ohne viel 
Begleittext oder Aufhebens ein. 20 Der individuelle Mord erscheint als 
Inbegriff des Allerschlimmsten. Daß die meisten Tötungen „rechtmäßig" 
erfolgen,21 kommt dem Leser nicht in den Sinn. Statt dessen erfährt man 
etwas zur Strafbarkeit des Fahrens ohne Fahrkarte(§ 265 a, Leistungser­
schleichung), ein Kriminalitätsfeld von auch erheblicher praktischer 
Bedeutung.22 Bestrebungen, den Ladendiebstahl zu entkriminalisieren, 
scheiterten. 23 Die „ wohlwollende Vernachlässigung", die „nach oben" hin 
Platz greift, korrespondiert mit einer Unnachgiebigkeit „nach unten", die 
sowohl literarischen Ausdruck als auch in Bagatellanklagen und -verfah­
ren ihren praktischen Niederschlag findet. Die Härte „nach unten" hin 
bildet den kontrastreichen Hintergrund, vor dem Makrokriminalität 
gesehen werden muß. 

In der Juristenausbildung wird ein „Staatsstandpunkt" eingenommen. 
Daß der Staat Täter sein könnte, bleibt tabu. Er wird höchstens als Opfer 
gedacht. Diese Linie setzt sich in der helfenden Kriminologie fort, soweit 
diese beispielsweise Gewalt gegen den Staat und die Mächtigen, nicht 
jedoch das umgekehrte Phänomen beleuchtet (s. Verhandlungen der 
Gewaltkommission).24 Unsere Geschichte ist in solchen Augenblicken 
fern und wenig parat. 

2) Umwertungen: Was auf der „unteren" Ebene verpönt ist, wird „oben"
zum Verdienst

Der Staat diszipliniert regelmäßig und mit Nachdruck die Kleinen. Die 
Volksweisheit, daß die Kleinen gehängt würden, während man die Großen 
laufen lasse, trifft auch auf die Staatsdiener zu, wenn einzelne Strafvoll­
zugsbeamte oder einzelne uniformierte Polizisten wegen Gefangenenbe­
freiung oder umgekehrt Freiheitsberaubung zur Rechenschaft gezogen 
werden, nicht indessen die Planer, die für die gesamten Arbeitsbedingun­
gen, die Personalknappheit oder Überforderungssituationen der Voll­
streckungsbeamten verantwortlich sind. Der Weg von derlei Beobachtun-
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gen, die fast schon als Banalitäten bezeichnet werden müssen, zu 
weiterführender Theorie ist allerdings recht schwierig. Der Unterschied 
der sozialen Kontrolle „unten" und „oben", so sei vorangestellt, 
beschränkt sich nicht auf das Phänomen unterschiedlicher Verfolgungs­
wahrscheinlichkeiten. Vielmehr dürfte die Diskrepanz wesentlich weiter­
reichen und dafür sorgen, daß nach „oben" hin bereits die Kriminalitäts­
definition des positiven Rechts ausgedünnt wird. Im folgenden sollen noch 
darüber hinausgehend einige Bewertungsdifferenzen benannt werden, die 
geradezu eine Umwertung von schlecht zu gut zur Grundlage haben. Was 
auf der Ebene des gewaltunterworfenen Individuums verpönt und als 
Straftat sanktioniert wird, erscheint auf einer oberen Systemebene, 
verstanden als Handeln des staatlichen Systems, als richtig, die betreffen­
den Individuen machen sich um das Vaterland verdient. Kriminalität wird 
in Tugend umgewandelt. So gesehen ist der Begriff der Makrokriminalität 
ein Widerspruch in sich. 

Die individuell initiierte Tötung stellt ein Verbrechen dar (s. §§ 211, 212 
StGB). Als Mittel zur Lösung individueller Konflikte scheidet die Tötung 
aus. Besonderes Unrecht wird verwirklicht, falls der Täter in der Absicht 
der Ermöglichung einer anderen Straftat „über Leichen" geht. Der Staat 
als kollektive Erscheinung behält sich die Tötung zur Erreichung seiner 
Ziele und Zwecke jedoch meist vor. Bedingt durch die jüngste Geschichte 
ist in Deutschland zwar die Todesstrafe abgeschafft und der Angriffskrieg 
ausdrücklich unter Strafe gestellt. 25 Doch diese vorbildlichen Regelungen 
sind international gesehen die Ausnahme. Die Todesstrafe könnte über 
eine Aufhebung des Abschaffungsartikels wieder eingeführt werden. In 
der strafrechtlichen Literatur wird die Tötung im Krieg - wie schon 
erwähnt- als gerechtfertigt betrachtet, und zwar auch bezogen auf den 2. 
Weltkrieg, der ja ein Angriffskrieg par excellence war.26 Als extrem 
unsozial und strafrechtlich qualifizierend wird es angesehen, wenn strafba­
res Verhalten aus Haß (niedrigen Beweggründen) oder aus grober 
Rücksichtslosigkeit geschieht. In Kriegszeiten indessen gehört es zur 
„moralischen Stärkung", den Feind pauschalierend herabzuwürdigen und 
natürliche Hemmungen abzubauen, damit wirkungsvoller und ohne 
Vorbehalt gekämpft und getötet werden kann. Individuell betrachtet liegt 
anstößiges und unerträgliches Fehlverhalten vor, im Rahmen übergeord­
neter Politik handelt es sich um ein leider notwendiges schmutziges 
Geschäft-um mehr nicht. v Als Grenzfall kann die Steuerhinterziehung im 
Kontext der Parteispendenaffäre betrachtet werden. Die Steuerhinterzie­
hung war aus dem individuell-strafrechtlichen Winkel betrachtet ein 
Delikt (zu dem angesichts der Vertuschungsversuche auch das Unrechts­
bewußtsein kaum gefehlt haben konnte), aus übergeordneter politischer 
Sicht ging es aber nicht um die individuelle Bereicherung, sondern um die 
Parteien und einen „guten Zweck" (politische Meinungsbildung zu 
fördern). Die Verzahnung mit den überindividuellen Belangen hat hier die 
Strafbarkeit nicht gänzlich beseitigen können, indessen für eine aufs 
Ganze gesehen milde Handhabung gesorgt.28 
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Mit seiner Zivilisationstheorie hat Norbert Elias eine hier höchst bedeut­
same Zäsur hervorgehoben: Die Fortschritte der Zivilisation, die eru. a. in 
einer Verdrängung von Brachialgewalt im mitmenschlichen Umgang 
erblickt, blieben im wesentlichen auf den innerstaatlichen Bereich 
beschränkt, haben mithin das Verhältnis der Staaten zueinander nicht 
bändigen können. 29 Enzensberger hebt die Hemmungslosigkeit der Staa­
ten bei ihrer Außenpolitik hervor. Die nationalstaatlichen Imperialisten 
des 19. Jahrhunderts waren schier zu allem fähig (von der Kolonisierung 
über die skrupellose Ausbeutung bis hin zu Versklavung, ganz abgesehen 
von der Mißachtung fremder Kultur und Religion).30 In der Politik nach 
außen galt und gilt noch häufig: Right or wrong my country. Nach innen 
und nach unten zu den Gewaltunterworfenen hin werden politische 
Aktivitäten aufmerksam beobachtet und kontrolliert, vor allem bei 
oppositionellen Gruppen wird auf die Einhaltung der vorgesehenen 
Grenzen geachtet. Wenn indessen das Gebaren eines Staates gegenüber 
seinen Bürgern von außen beanstandet wird, verweist man gern auf den 
Grundsatz der Nichteinmischung. 

Die politisch motivierte Tötung eines Individuums ist ein Crimen, oft 
wegen dieser Hintergründe besonders verfolgt. Kann das Individuum 
Rückhalt in einem politischen Kollektiv finden, in einer Gruppe von 
Stadtguerilleros, treffen die Wertungsdifferenzen unmittelbar aufeinan­
der: Für den Staat handelt es sich um besonders gefährliche-als Individuen 
einzustufende - Kriminelle, die Revolutionsgruppen hingegen betonen 
den überindividuellen politischen Status und deklarieren die von den 
Strafverfolgungsbehörden Gefangenen als Kriegsgefangene.31 Die Rah­
mung als Kriminalität macht andererseits das ganze staatliche Repres­
sionsinstrumentarium einsetzbar, ordnet jedoch andererseits das Indivi­
duum in einen begrenzten, fast könnte man sagen provinziell-idyllischen 
Kontext persönlicher Entgleisung. Aus dieser Sicht bedeutet es direkt eine 
Verharmlosung, Hitler als Verbrecher zu bezeichnen.32 

3) Aber: Was heißt eigentlich „oben"?

Bei den genannten Umwertungen des Individuell-Verwerflichen zum 
Kollektiv-Heldenhaften spielt offensichtlich der (National-)Staat eine 
erhebliche Rolle. Er hat oder hatte die Macht, elementare Rechtsverlet­
zungen zu Taten im staatlichen Interesse und somit zu Akten des 
Gemeinwohls zu deklarieren. Von daher müßte der Begriff „von oben" 
Momente des Staatlichen umfassen. Doch bleibt bislang eine erhebliche 
begriffliche Unklarheit und Diffusion bestehen. Größere Ordnung und 
Übersichtlichkeit setzen voraus, daß andere mögliche Vorstellungen von 
dem gemeinten „Oben" beleuchtet werden. Wenn davon die Rede ist, die 
Kleinen würden gehängt und die Großen ( da „oben") lasse man laufen, ist 
die letztgenannte Gruppe nicht mit dem Staat oder dessen Organen oder 
Institutionen identisch. Gemeint werden vielmehr allgemein die Mächti­
gen, die Handlungen der Mächtigen, die ungesühnt bleiben. Zu denken 
wäre insbesondere an wirtschaftliche mächtige Unternehmen, keineswegs 
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nur Staatsdiener, etwa an die „Multis", also an multinationale Konzerne, 
deren Tätigkeitsfelder die staatlichen Grenzen überschreiten, die oft 
weltweit operieren. Sie weisen wie die Staaten überindividuelle Strukturen 
auf, sind so gesehen Kollektive, verfügen indessen nicht über eine dem 
Staat gleichartige Definitionsmacht. Während ein Staat über die Gesetzge­
bung für seine eigenen Akte Kriminalität wegdefinieren kann, müssen die 
wirtschaftlich mächtigen Unternehmen die betreffenden Parlamente und 
Administrationen dazu bringen, entsprechendes für sie zu tun, beispiels­
weise die Wirtschafts- oder Umweltdelikte so zu gestalten, daß die 
Unternehmen für ihre Produktionsweisen und Vertriebsmethoden hinrei­
chende Schlupflöcher finden. Damit wird indessen zugleich eine Ähnlich­
keit sichtbar: Als wirtschaftlich Mächtige haben große Unternehmen eine 
erhebliche Lobby, die zumindest derartige Versuche möglich macht. Die 
organisatorisch-institutionelle Trennung vom Staat wird durch indirekte 
Verbindungen und Einflußkanäle relativiert. 

Zu den Organisationen, die einerseits mit dem Staat nicht identisch sind, 
andererseits mit staatlichen Einrichtungen liiert sind, zählen in manchen 
Staaten quasi-staatliche Organisationen. Diese Gruppen sind regelmäßig 
freiergestellt als der „offizielle" Staat, sie erledigen Aufgaben, zu denen 
staatliche Institutionen der zivilisierten Welt nicht so leicht zu bringen 
sind. 33 

Von den quasi-staatlichen Organisationen können Erscheinungen des 
organisierten Verbrechens abgestuft werden. Für sie gelten unzweifelhaft 
die Kriminalitätsdefinitionen, sie verfügen jedoch über „gute" Querver­
bindungen, nicht selten auch zu staatlichen Einrichtungen, die dann 
bestochen und in das Unternehmen zumindest als passiv Duldende - mit 
verschlossenen Augen -einbezogen werden. 34 Hierher gehören beispiels­
weise Erscheinungsformen der Mafia und der Schieberbanden (vom 
Menschen- bis zum Autohandel). Die Verbindung zum Staat ist für diese 
Gruppe begrifflich nicht notwendig, indessen keinesfalls untypisch. 
Trotz solcher Unterschiede dürfte das Phänomen der schwindenden 
strafrechtlichen Haftbarmachung für alle aufgeführten kollektiven Orga­
nisationen festzustellen sein. Sicherlich gibt es Unterschiede, doch die 
liegen hauptsächlich in der Art und Weise, wie eine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit vermieden oder unwahrscheinlicher gemacht wird. 
Die einen schaffen es schon, daß sie der Wortlaut des Gesetzes nicht 
erreicht, die anderen verhindern erfolgreich, daß vorhandene Normen auf 
sie angewendet werden. Und jedes Mal lassen sich Momente benennen, 
die die Verschonung vor Kriminalitätsfolgen nach „oben" hin wahrschein­
licher, nach „unten" hin unwahrscheinlicher machen. Beim organisierten 
Verbrechen erscheint das Handeln auf der Chefetage ganz auffällig. Es 
werden Kaufverträge im Nadelstreifenanzug abgeschlossen (white collar 
crime), Geschäftspartner zum Arbeitsessen kontaktiert. Das verbotene 
Waffengeschäft bekommt erst auf der Ausführungsebene Konturen, wenn 
die Warenpapiere „frisiert" werden, wenn Ausfuhrkontrollen überspielt 
oder Kontrolleure „geschmiert" werden. 35 Nach „unten" hin erhöht sich 
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die Chance der Nachweisbarkeit, werden die Methoden gröber, weniger 
,,fein". 

Um den „Kriminalitätsschwund" zu erfassen, müssen gesetzgebende und 
gesetzesanwendende Prozesse zusammen betrachtet werden. Normativi­
stisch verengt wäre es, nur auf die gesetzlichen Definitionen von Kriminali­
tät abzustellen, damit das Phänomen der Makrokriminalität-als Abstrak­
tum - erhalten bleibt. 

Für eine begriffliche Erfassung des „Oben" kommen nicht nur kollektive 
Strukturen (des Staates oder anderer Organisationen) in Betracht. Zu 
denken ist ferner an besondere Schadensdimensionen. Setzt man hier an, 
ergeben sich erhebliche strafrechtliche Vakuen. Während der Kleingärt­
ner ein Umweltdelikt begeht, falls er Reste eines Schädlingsbekämfungs­
mittels in den nahegelegenen Graben schüttet, gefährden chemische 
Großanlagen die ökologisch-biologischen Lebensgrundlagen oft ganz 
legal. 36 Entsprechendes gilt für das Wirtschaftsleben. Wer im Versandhan­
del Güter bestellt, obwohl er in schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen 
lebt, muß bei Zahlungsunfähigkeit mit einer Anklage wegen Betruges 
(Täuschung über die Zahlungsbereitschaft) rechnen,37 wer ein Unterneh­
men infolge waghalsiger Dispositionen in die roten Zahlen bringt und 
dadurch viele Menschen arbeitlos werden läßt, hat einen legalen Fehler 
begangen. Es könnten auch Beispiele aus der Politik gebildet werden: 
Mitmenschliche Fehlverhaltensweisen sind als Beleidigung oder vielleicht 
auch Körperverletzung strafbar, eine aggressive und unversöhnliche 
Außenpolitik, die letztlich sogar den Frieden gefährdet, bleibt strafrecht­
lich irrelevant. Wieder zeigt sich, daß eine strafrechtliche Erfassung der 
,,oberen" Schadensdimensionen auf erhebliche Schwierigkeiten stößt, 
vielleicht letztlich so gar nicht sinnvoll sein kann. Nach „unten" hin wird 
aber oft mit Beharrlichkeit um die Aufrechterhaltung der elementaren 
Werte gekämpft. 

Der Blick auf die Schäden bedeutet keinen sachlichen Widerspruch zur 
begrifflichen Eingrenzung der „ Tätergruppen". Gewählt wird auf diese 
Weise vielmehr nur ein anderer Zugang zu Phänomenen, die gleichfalls als 
Kriminalität (oder eben Nichtkriminalität) der Mächtigen verstehbar 
werden. Die Möglichkeiten zu planerisch-organisatorischen Gefährdun­
gen unserer Lebensgrundlagen oder zu Gefährdungen eines Wirtschafts­
unternehmens sowie einen Zugang zur Außenpolitik hat gewöhnlich nur, 
wer über entsprechende Macht und Einflüsse verfügt. Charakteristisch ist 
wiederum das Handeln in einem Kollektiv, einem abgrenzbaren System 
sowie der Zugriff auf überindividuelle gesellschaftliche Felder, auf denen 
Politik gemacht wird. 

Nicht ausreichend, um im hier genanntes Sinne „oben" zu sein, ist 
hingegen allein die übergeordnete politische Motivation. Wer mit Hilfe 
eines Einzelaktes allgemein-politisch handeln will, gleichsam dem singulä­
ren Ereignis übergeordnete „von oben" bezogene Bedeutung beimessen 
will, muß im Gegenteil mit einer besonders unnachgiebigen und harten 
Kriminalisierung rechnen. Das gilt jedenfalls für einzelne und auch 
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Gruppen, die zu den staatlichen Einrichtungen oder auch zu quasi­
staatlichen Organisationen in Opposition stehen.38 Den eigenen Herr­
schaftsbereich kontrollieren die Staaten, wie schon erwähnt, besonders 
streng, staatsfeindliche Aktivitäten werden regelmäßig schon im Vorfeld 
als Kriminalität erfaßt und auch praktisch verfolgt (s. §§ 81 f. und 129 a 
StGB).39 Eine ablehnende und erst recht eine bekämpfende Haltung 
gegenüber dem Staat versperrt also die Wege aus der Kriminalität, 
wodurch das Abheben wenn nicht auf die Staatsidentität, so doch auf eine 
Staatsverbundenheit zur Kennzeichnung des „oberen Bereichs" indirekt 
bestätigt wird. Wir können nunmehr folgende These formulieren: Die 
Wahrscheinlichkeit, daß menschliches Verhalten als Kriminalität betrach­
tet und verfolgt wird, nimmt ab, jemehr dieses Verhalten in einem „oberen 
Bereich" anzusiedeln ist. Dieser „obere Bereich" wird auf der Seite der 
Handelnden durch eine kollektive Binnenstruktur und durch den Zugang 
zu elementaren sozialen Gütern gekennzeichnet; letzterer wird meist über 
eine gewisse Staatsnähe erreicht, durch staatsverneinende Haltungen 
tendenziell versperrt. 

4) Empirische Bedingungen und Gesetzmäßigkeiten, die Kriminalität
„nach oben" hin zum Verschwinden bringen

Das Ergebnis, daß Kriminalität als soziale Erscheinung und Disqualifika­
tion „nach oben" hin seltener bis gar nicht mehr anzutreffen ist, folgt aus 
einer ganzen Fülle von empirischen Bedingungen und Gesetzmäßigkeiten. 
Der Unterschied der alltäglichen Eigentums-, Vermögens- und Verkehrs­
kriminalität zu übergeordneten Phänomenen besteht nicht nur in größeren 
Schwierigkeiten, die „Oberen" zu fassen, sondern betrifft bereits die 
Kriminalitätdefinition. Das folgt zunächst aus einigen Erklärungsansätzen 
für Kriminalität. Wer die Definitionsmacht besitzt oder zumindest indirekt 
auf Kriminalisierung Einfluß nehmen kann, wird grundsätzlich dafür 
sorgen, daß er und Nahestehende von den Unwerturteilen nicht so sehr 
betroffen werden. Man muß zu diesem Resultat nicht unbedingt die 
Konflikttheorie bemühen, derzufolge die Seite der sozialen Verlierer 
kriminalisiert wird. 40 Die Tendenz „nach unten" ergibt sich ebenso, soweit 
auf Disziplinierungs- und Ausgrenzungsprozesse abgehoben wird.41 Kri­
minalität als „negatives Gut" verstanden, steht ebenfalls zur Verteilung 
„nach unten" an.42 Es ergibt sich im übrigen letztlich nichts anderes, falls 
die herkömmlichen Ursachentheorien zu grunde gelegt werden. Sie sind 
nämlich auf kleinere wiederkehrende Ereignisse angelegt. Geschehen, die 
diesen Alltagsrahmen sprengen, etwa friedensgefährdende politische 
Akte, können wegen ihrer Einmaligkeit schwerer auf kriminogene 
Anlagen oder defizitäre Sozialisation zurückgeführt werden. Mit den 
Sozialisationstheorien sind Politiker oder Wirtschaftsführer schließlich 
auch weniger gemeint.43 

Zwar gelingt es ab und an, Handlungen der Mächtigen als besondere 
Delikte zu erfassen. Zu nennen sind etwa§ 80 StGB (Vorbereitung eines 
Angriffskrieges) oder§ 220 a StGB (Völkermord). Doch diese Normen 
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sind gleichzeitig Beispiele für eine legislatorische Geschichtsbewältigung 
und haben vorrangig eine symbolische und keine instrumentelle Bedeu­
tung. Auf der Interventionsebene ist es bekanntlich nicht gelungen, auch 
nur einen einziges NS-Richter wegen eines Terrorurteils zur Verantwor­
tung zu ziehen. Der Tatbestand der Rechtsbeugung war und ist äußerst 
restriktiv formuliert und der sprachlich erfaßte Rest konnte dann noch in 
den fraglichen Fällen wegdefiniert werden. 44 Mit der Bewältigung der NS­
Justiz durch die teilweise personenidentische Nachkriegsjustiz war letztere 
offenbar überfordert. Ob sich gleiches hinsichtlich der DDR-Vergangen­
heit wiederholt, bleibt abzuwarten. 45 Parallelen scheinen aber nicht gerade 
unwahrscheinlich. Der Belege gibt es vermutlich viele, ergiebig dürften 
vor allem Studien zur Gesetzgebung im Umweltstrafrecht, im Wirtschafts­
strafrecht oder zur Kontrolle der Kriegswaffen und des Außenhandels 
sein. 46 

Der Kriminalitätsschwund „nach oben" hin läßt sich indessen nicht allein 
aus Selbstherrlichkeiten der Mächtigen ableiten. Diese sind bis zu einem 
bestimmten Grade auf demokratische Zustimmung angewiesen und 
unterliegen außerdem gewissen Kontrollen, insbesondere durch die 
Medien. Aus der Perspektive des „kleinen Mannes" erscheinen die über­
oder vorgeordneten Einrichtungen und Systeme keineswegs nur als 
bedrohliche Agenturen, vielmehr gleichzeitig als Gegenstände verideali­
sierender Projektionen. Der Staat verkörpert das Vaterland, ist eo ipso 
„gut". Die Regierung wird es schon wissen und ordnen, sie wird genau 
durchdacht haben, warum sie so und nicht anders gehandelt hat. Erlebte 
eigene Unvollkommenheiten werden „nach oben" projektiv-wunschbil­
dartig aufgehoben. Der Staat und andere einflußreiche Unternehmungen 
sind Symbole für Gesamtheiten und Mehrheiten von Menschen. Krimina­
lität hingegen wird stets mit einer Minderheit identifiziert. Sie betrifft als 
Ausgrenzungsmechanismus immer die als zahlenmäßig klein gedachte 
Gruppe der „Schlechten". Der Inbegriff des kriminellen Feindes ist der 
von fernen Mächten - organisiert - gesteuerte Fremde- Ausländer -, der 
sein Gift - Rauschgift - unter uns ausstreut.47 Diese Schablone auf den 
eigenen Staat zu legen, erscheint aber völlig unerträglich. Auch die, die 
ohne Feindbilder auszukommen suchen, tun sich sehr schwer bei dem 
bedrückenden Gedanken, daß es „oben" nur allzu menschlich und 
unvollkommen aussieht und daß nicht ständig das Gemeinwohl angestrebt 
wird. Die korrekte und gemeinnützige Tätigkeit in den herrschenden 
Systemen bedeutet für viele Menschen einen Wunsch und ein Ideal, das sie 
sich so leicht nicht nehmen lassen wollen, und das deswegen kaum in den 
Wind kritischen Zweifels gestellt wird. Vom Staat erwartet man keine 
Unrechtmäßigkeiten, umgekehrt werden an sich anstößige Vorgehens­
weisen bis hin zur Tötung Unschuldiger im Kriege durch die Zwecksetzung 
und Darbringung für den Staat „geheiligt". Die Zugehörigkeit und 
Inkorporierung liefern persönliche Entlastung und senken natürliche 
Hemmungen.48 Jäger hat äußerst sensibel und umsichtig entsprechende 
Mechanismen herausgearbeitet und dargestellt - und auf diese Weise 
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selbst Gesetzmäßigkeiten der Auflösung seines Gegenstandes Makrokri­
minalität benannt. 

Auch unabhänging von den Intentionen der „Oberen" und „Unteren" 
passen die Kategorien des Strafrechts nur schwer und mühsam auf soziale 
Schäden und Gefahren in den „oberen Rängen". Strafrecht und Straf­
rechtspraxis sind auf wiederkehrende individuelle Fehlverhaltensweisen 
eingestellt. Das Handeln unter den Vorgaben eines von Zwängen und 
Weisungen gekennzeichneten Systems, arbeitsteilig und in seinen einzel­
nen Bestandteilen kaum erfaßbar, stellt selbst engagierte Strafverfolger 
vor größte Schwierigkeiten. Zum Kampf gegen Verschleierungen gesellt 
sich der gegen die Zeit, vor allem in Gestalt der Verjährungsfristen. Um die 
Fülle der Schwierigkeiten justizverdaulich zu reduzieren, werden Abspra­
chen getroffen, d. h. zugleich, attraktive Sanktionsverzichte angeboten.49 

Die Überforderung der Justiz stellt freilich keine unverrückbare Größe 
dar. Sie hängt davon ab, wie die nicht unerheblichen Ressourcen 
tatsächlich eingesetzt werden. Aber hier bewahrheitet sich die These vom 
anderen Ende her: Die Justiz ertrinkt in einer Fülle von Alltagskriminalität 
mittlerer und vor allem kleinerer Güte. Auf diesem Feld können Punkte 
gemacht, Täter überführt und abgeurteilt werden. Oft dürfte dieser 
begrenzte Horizont dem Erleben der Kontrolleure entsprechen, ihrer 
Lebenswelt und dem Bereich, in dem sie sich sicher fühlen. Die Wahrneh­
mung elementarer und kaum beeinflußbarer Handlungen bedeutet dem­
gegenüber eine emotionale Last, die Verdrängungen und das Schließen 
der Augen provoziert. Vielfach wollen wir gar nicht wissen, wie dünn der 
Faden ist, an dem wir hängen und wer tagtäglich diesen Faden noch 
strapaziert.50 Die Wahrnehmung von Umwelt-, Verkehrs-oder Drogenge­
fahren wird in hohem Maße von individuellen und sozialpsychologischen 
Komponenten beeinflußt. Vielleicht halten wir die volle Wahrheit gar 
nicht aus und schaffen uns deswegen weniger bedrohliche und handhab­
barere Alltagsgefahren. 

Die Frage, wie denn etwa eine strafrechtliche Erfassung unverantwortli­
cher weittragender politischer Entscheidungen aussehen soll, könnte 
höchstens mit bedenklichen Generalklauseln und unbestimmten Rede­
wendungen beantwortet werden. Im Leitungsbereich treten weniger 
gleichartige Situationen als im unteren Ausführungsbereich auf. Regelmä­
ßig sind komplexe Risiken zu erkennen, einzuschätzen und gegen mög­
liche Vorteile abzuwägen. 51 Konkrete Opfer erscheinen in diesem Stadium 
kaum, die potentiellen Opfer sind nicht selten ahnungslos. Angesichts all 
dessen strafrechtlichen Rechtsgüterschutz zu betreiben, wird zumindest 
sehr dornenreich bleiben. 

Der naheliegende Ausstieg aus dem Strafrecht bildet sich in einer 
besonderen Auffangbegrifflichkeit ab. Das sozialschädliche Verhalten im 
,,oberen Bereich" wird entweder gar nicht mehr als menschliches Individu­
alverhalten, sondern nur noch als Handeln „des Systems" begriffen oder es 
wird als Skandal oder Affäre gleichsam wesensmäßig ein schmutziges 
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Geschäft. Die systematischen Tötungen der NS-Herrscher wurden 
bekanntlich als „Sonderbehandlung" oder gar „Endlösung" bezeichnet. 
Den Feinden erkennt man die Eigenschaft, Menschen zu sein, oft ab. Ihre 
Vernichtung wird als eine Art Sozialhygiene dargestellt. 

5) Der Grundwiderspruch im Kriminalitätskonzept: Mit zunehmender
Notwendigkeit, sozialschädliches Verhalten zu verhindern, sinken
zugleich die Chancen strafrechtlicher Erfassung und Verfolgung.

Wenn das Strafrecht den Anspruch erhebt, gerade die elementaren und 
lebensnotwendigen Güter, die Lebensgrundlagen, zu schützen, so stehen 
diesem Ziel die zuvor aufgeführten Hemmnisse im Wege. Immer wieder 
wird erlebt und daraufhingewiesen, wie wenig es gelingt, Menschenrechts­
verletzungen, Staats- und Völkerrechtsverbrechen, Friedengefährdun­
gen, Kriege, gewaltsame Eroberungen sowie Gefährdungen und Zerstö­
rungen unserer natürlichen Lebensbedingungen mit dem Strafrecht zu 
verhindern oder wenigstens zurückzudrängen. Jäger hat zu Recht kriti­
siert, daß sich das Strafrecht nicht so sehr für soziale Schäden, sondern 
mehr für Abweichungen und Randständige interessiere.52 Wenn auch 
Kriminologen ihren Blick auf die Randbereiche richten, fragt sich freilich, 
ob sie einem aufs Kleine reduzierten Kriminalitätsverständnis aufsitzen -
so Jäger - oder ob nicht vielmehr das Reduzierte bereits aus dem 
Kriminalitätskonzept folgt. Meine These ist, daß die Präferenz des Kleinen 
im Randständigenbereich einer komplexen empirischen Gesetzmäßigkeit 
entspricht. Die Bandbreite der Hindernisse auf dem Weg zum Wesentli­
chen „nach oben" reicht von den tatbestandlichen Definitionen bis hin zu 
Verfolgungs( un)möglichkeiten. Auf der mittleren und unteren Ebene der 
sozialen Gefahren wird zudem nicht nur Rechtsgüterschutz betrieben, 
sondern ebenfalls Disziplinierung sowie die Vermittlung von Normalitäts­
vorstellungen. 53 

Der Widerspruch im Kriminalitätskonzept besteht zwischen der binnensy­
stematisch-normativen Ansprüchlichkeit, elementaren Rechtsgüter­
schutz zu bewirken, und der empirischen Schwierigkeit (bis hin zur 
faktischen Unmöglichkeit), diesen Schutz zu realisieren. 

Zunächst kommt es darauf an, das genannte Spannungsverhältnis als 
solches wahrzunehmen. Ob und gegebenenfalls wie dem Dilemma zu 
entkommen ist, läßt sich kaum in ein paar Sätzen sagen. Eine Folgerung 
scheint mir zu sein, viel radikaler und auch systematischer eine Entkrimi­
nalisierung im „unteren" Bereich zu favorisieren. Im Jugendrecht sind 
dazu ermutigende Signale gesetzt worden. 54 Angesichts der Großzügigkei­
ten gegenüber hochkarätigen „Sündern" sind die rigiden Strafen im 
Umgang mit Kleindelinquenten unerträglich und auch als Verstoß gegen 
den Gleichheitssatz anzusehen. Vom Unrechtsgehalt ganz Ungleiches darf 
nicht mit gleichen Sanktionen belegt werden. Dem werden sogar 
,,Neoklassizisten" zustimmen. Die organisatorischen Kontrollbedingun­
gen und die Interessenlage der Kontrollagenten werden diesem Bemühen 
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freilich immer wieder entgegenarbeiten. Den Schwierigkeiten einer 
Kriminalisierung „nach oben" hin will] äger ein kontrafaktisches Dennoch 
entgegensetzen.55 Dieser Versuch ist aus der Binnenlogik des Strafrechts 
zwingend. Kriminalpolitisch stellt sich die Frage, ob der unbestreitbar 
notwendige Schutz vor Übergriffen und Zerstörungen durch kollektive 
Einrichtungen und Systeme auf die Strohhalm-Hoffnung des Strafrechts 
bauen muß. Als erstes rückt die symbolische Unrechtsverdeutlichung in 
den Blickpunkt. Nur: Wie überzeugend fällt die eigentlich aus, wenn wir 
auch den Fahrgast ohne gültigen Fahrausweis und die Hausfrau als 
Kriminelle bezeichnen, die im Selbstbedienungsladen einen Lippenstift 
einsteckt? Aus dieser Perspektive ist die Charakterisierung Hitlers als 
Verbrecher wirklich eine Verharmlosung. Unter dem Gesichtspunkt der 
Normverdeutlichung kontraproduktiv können auch erfolglose oder von 
vergleichsweise lächerlichen Sanktionen begleitete Verfolgungsbemü­
hungen sein, die mehr das Unvermögen als die Reichweite des strafrechtli­
chen Annes zur Schau stellen. Andererseits trägt die Position, wie sieläger 
vertritt, ungewollt mit dazu bei, die scheinbar existentiell notwendige 
Funktion des Strafrechts ideologisch zu belegen und zu zementieren, 
obwohl die hehren Postulate regelmäßig und überwiegend nicht eingelöst 
werden. Vor diesem Hintergrund muß der voraussichtliche Ertrag makro­
kriminalitätsbezogener Erfassungsbemühungen eingeschätzt werden. 
Kriminalisierungen stehen, soweit sie überhaupt durchsetzbar sind, in 
Konkurrenz zu anderen Unrechtsqualifizierungen des nationalen und 
auch internationalen Rechts. Auf welchem Wege besser weiterzukommen 
ist, bedarf sicherlich noch gründlicher Prüfungen.56 Hierbei könnte sich 
herausstellen, daß man mit in der Sache klaren Aussagen, die lediglich auf 
die spezifisch strafrechtliche Verdammung verzichten,57 für den Rechtsgü­
terschutz letztlich mehr erreicht. Hinsichtlich der „mittleren" Kriminalität 
dürften die bisherigen Erfahrungen mit dem Täter-Opfer-Ausgleich eine 
solche Annahme stützen. 

Anmerkungen 

(1) s. Kinkel, Schäuble, Seiters; eine Übersicht über den Kampf gegen die
Wirtschaftskriminalität liefert Bottke, vgl. a. Raith
(2) s. Weber, ferner Jeschek (1981)
(3) s. Anm.1)-Im übrigen haben politische Entscheidungen, wie auch die für einen
europäischen Binnenmarkt, bestimmte „Nebenwirkungen" oder Implikationen­
hier eine gleichzeitige Ausdehnung illegaler Märkte, vgl. Arlacchi; zur tatsächli­
chen Bedeutung des Kontrollverlustes bei einer Aufhebung der innereuropäischen
Grenzen s. Kühne
(4) s. Sutherland: white-collar-crime
(5) s. Eisenberg (1980)
(6) s. Pfeiffer/Scheerer S. 87 f.
(7) s. Jäger (1989)
(8) wie Anm. 7) - S. 18 f.; s. a. Kelman/Hamilton
(9) vgl. a. Walter S. 66; zur strafrechtlichen Erfassung der sogen. Geldwäsche s.
Arzt (1989 u. 1990); während in der Schweiz - und neuerdings auch in der
Bundesrepublik - strafrechtliche Bemühungen zu verzeichnen sind, beeindruckt
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etwa Hong Kong durch unkontrollierte „Waschmöglichkeiten" für Rauschgiftge­
winne, s. Gaylord 
(10) Eine persönliche strafrechtliche Haftung setzt freilich auch insoweit eine
Transformation in innerstaatliches Recht voraus, s. Art. 103 Abs 2 GG, § 1 StGB.
(11) vgl. z. B. Art. 23 Haager Landkriegsordnung; s. ferner Maurach/Schroeder
S. 27; Krieg wird völkerrechtlich als Form oder Mittel der Auseinandersetzung
grundsätzlich anerkannt, s. Berber S. 26 f.; Ausnahmen bilden ganz extreme
Exzesse wie das Massaker von My Lai; dazu s. Goldstein u. a. S. 133 f.
(12) Heinz; s. ferner Schneider S. 47 f.; teilweise auch deswegen, weil die
Geschädigten, soweit sie überhaupt identifizierbar sind, an einer Strafverfolgung
ein nur sehr begrenztes Interesse haben, vgl. Eisenberg (1990) S. 245 f.; die
Reihung ließe sich ohne große Mühe in verschiedene Richtungen hin erweitern, zur
„politisch sinnvollen Handhabung der Strafrechtspflege" bei der Verfolgung von
Staatsschutzdelikten s. Geerds S. 244 f.
(13) s. Frehsee
(14) wie Anm. 13) -S. 29
(15) s. Pfeiffer/Scheerer -wie Anm. 6
(16) zur Problematik s. Lüdemann/Bussmann
(17) Instruktiv ist eine Entscheidung des OLG Nürnberg (i. ZfStrVo 1991, S. 245),
bei der es um den -seltenen -Fall ging, daß ein Gefangener an der Fernuniversität
Hagen studieren wollte. Das Gericht führte aus, die Weiterbildung gemäß § 37
Abs. 3 StVollzG könne nur „berufsorientiert" sein, eine „bloße akademische
Weiterbildung" entspreche -jedenfalls als Vollzeitstudium -nicht dem Vollzugs­
ziel.
(18) s. Robert S. 289 f.
(19) s. Albrecht/Lamnek S. 161 f. u. 173 f.; zusammenfassend Kaiser S. 515 f.
(20) s. statt vieler Jeschek (1988) S. 293 mit einem Verweis auf die allgemeinen
Regeln des Völkerrechts
(21) durch Kriege, die seit 1945 die Zahl von ca. 160 erreicht haben dürften, vgl.
Simonitsch
(22) Hinsichtlich des Tatbestandes der Leistungserschleichung (§ 265 a StGB)
wurden für das Jahr 1990 von der Polizei 71007 Delikte (in den alten Bundeslän­
dern) registriert. Beim Hauptanwendungsfall, dem bloßen Fahren ohne gültigen
Fahrausweis, liegt richtigerweise gar keine Straftat vor, s. Alwart
(23) vgl. Haferkamp S. 133 f.
(24) s. insbes. d. Beiträge von Funk, Stehr u. Cremer-Schäfer
(25) s. Art. 102 u. 26 Abs. 1 GG, §§ 80, 80a StGB
(26) s. Maurach/Schroeder-wie Anm. 11); H. G. Schwenck S. 97 hält sogar die
Tatbestandsmäßigkeit der Tötung unter dem Gesichtspunkt der sozialen Adä­
quanz für ausgeschlossen; kritisch zu Recht schon Brauneck S. 157
(27) s. Roth S. 116 f.
(28) Meist Verzicht auf eine öffentliche Hauptverhandlung durch (schriftlichen)
Strafbefehl (Geldstrafe)
(29) s. Elias S. 98 f.
(30) s. Enzensberger S. 19 f.
(31) Entsprechend schwierig ist es, ,,politische Kriminalität" zu definieren. Die
einen betrachten sich als persönlich Unschuldige, die wegen der „höheren Politik"
verfolgt werden, die anderen sehen in politischen Motivationen besonders
erschwerende staatsgefährdende Momente; zu den kriminologischen Definiti­
onsbemühungen s. Eisenberg (1987) sowie K. Laubenthal; in diesem Kontext
bemerkenswert sind ferner die Untersuchungen zur Individualisierung der Fehl­
tritte von Politikern, wann diese ihnen als Person -und nicht dem „System" -
angelastet werden, s. d. Beiträge v. E. Blankenburg u. E. Nedelmann.
(32) s. Enzensberger S. 36
(33) Hinzuweisen ist etwa auf die Verbände der SA und SS während der
nationalsozialistischen Zeit in Deutschland oder auf die sogenannten Todesschwa­
drone, die derzeit in Brasilien und auch in anderen mittel-und südamerikanischen
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Staaten heimat- oder obdachlose Kinder und Jugendliche, die sich auf den Straßen 
aufhalten, niederschießen. 
(34) Über die nicht unbeträchtliche Zahl von bestechlichen Beamten berichtet
jüngst ein Informationspapier der Polizei von NRW (Lagebild über die Organi­
sierte Kriminalität in NRW für 1990 - Az. IV Dl - 6505/5).
(35) s. Roth S. 126 f.
(36) Stichwort: Verwaltungsakzessorietät des Umweltstrafrechts, s. etwa d.
Beiträge von Meurer u. Breuer sowie Martin S. 339 f.
(37) Die gegenwärtige Überzeugung des Käufers von seiner künftigen Zahlungsfä­
higkeit wird als täuschungsgeeignete Tatsache angesehen, s. etwa Lackner § 263
Rn. 4
(38) Insofern ergibt sich eine gewisse Einschränkung gegenüber dem wohl weiteren
Begriff der „Megakriminalität" (als Gegensatz verstanden zu einer „Jedermanns­
kriminalität"), wie er von H. Schüler-Springorum S. 235 f. verwendet worden ist.
Schüler-Springorum will beispielsweise auch den Terrorismus einbeziehen, der
zwar regelmäßig organisatorische oder kollektive Strukturen aufweise (,,krimi­
nelle Vereinigung"), indessen den Staat nicht als Bundesgenossen, sondern als
Feind betrachtet.
(39) zur vorbeugenden Verbrechensbekämpfung in diesem Bereich s. Eisenberg
(1987) S. 115; s. ferner d. von Hess u. a. verfaßten Bände; über rechtswidrigen
,,Counterterrorism" in den USA der 80er Jahre berichten Scott u. Zwerman.
( 40) Taylor/W alton/Y oung
(41) s. Foucault sowie ferner a. Peukert
( 42) Die Rolle des Staates bei der „Vergabe" von Kriminalität betont besonders F.
Sack S. 30
( 43) Obwohl„ White-Collar"-Straftäter häufig als Wiederholungstäter zu imponie­
ren scheinen, s. Weisburd/Chayet/Waring
(44) Kennzeichnend sind etwa die Ausführungen von H. Welzel s. 544 f.:
„Rechtsbeugung ist allein die bewußt falsche Rechtsanwendung. In Fällen des
Auslegungszweifels gilt der Satz Bindings: ,,Für jeden Richter ist nur seine
Auslegung des Gesetzes Gesetz" (II S. 560)". Der Irrtum über das Recht ist
vorsatzausschließender Tatbestandsirrtum; nach Welzel soll auch der schuldhafte
Verbotsirrtum -wegen des zur Bestrafung vorausgesetzten Unrechtsbewußtseins
- die Strafbarkeit ausschließen.
( 45) Als erstes hat man die sogenannten Mauerschützen verurteilt, nicht indessen
höhere Dienstgrade. Ob die hauptverantwortlichen Hintermänner belangt werden
können, bleibt weiterhin sehr zweifelhaft. Aufschlußreich ist die Parallele zur
,,Bewältigung" des Massakers von My Lai. Auch dort konnte nur der Leutnant W.
Calley verurteilt werden, indessen kein einziger ranghöherer Offizier, s. Goldstein
u. a. S. 469, ferner d. Nachrichtenmagazin „Der Spiegel" v. 1. 12. 1969, S. 121
( 46) vgl. Seelmann, Meinberg ferner Deiseroth sowie Bottke u. d. Angaben in
Anm. 36)
(47) Mitunter kann man den Eindruck gewinnen, als sollte dem Abflauen der
Terrorismusszene ein adäquater Ersatz aus einer Kumulation von neuentdeckter
organisierter Kriminalität sowie Drogenangst und Angst vor Ausländerüberflu­
tung geschaffen werden. Die europäische Einigung (Wegfall der Binnengrenzen,
Einrichtung zentraler Behörden - mit entsprechendem Kompetenzhunger!)
scheint hierfür einen günstigen Hintergrund zu liefern, vgl. a. H. Schüler­
Springorum (S. 235 f.), der die Gefahren des Aufbaus von Feindbildern und der
Erweiterung staatlicher Zugriffsmöglichkeiten darstellt.
( 48) zu den Bedingungen und Mechanismen der Neutralisations. H. Jäger ( 1989) S.
187 f.
(49) s. Anm. 16)-instruktiv zu den Annäherungen zwischen Angeklagtem und
Gericht in Wirtschaftsstrafsachen Kohlmann; s. ferner Frankfurter Rundschau v.
27. 8. 1991; Obwohl unstreitig war, daß der Waschmittel-Hersteller Henkel
Steuern in Höhe von mindestens 1, 9 Millionen DM hinterzogen hatte (unversteu­
erte Spenden an die CDU und die FDP), verjährte die Strafverfolgung, weil die
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zuständige Strafkammer mit einem langen Strafverfahren gegen den CDU­
Schatzmeister überlastet war. 
(50) vgl. Beck S. 26
(51) s. Beck S. 9 f.
(52) s. Jäger (1989) S. 22 f.
(53) vgl. insbes. Cremer-Schäfer/Steinert, sowie Sumner
(54) s. d. Beiträge i. Bundesministerium der Justiz (2. Kölner Symposium) sowie d.
Vorschläge der DVJJ-Kommission zur Neuregelung des Jugendkriminalrechts
(werden demnächst im DVJJ-Journal abgedruckt); s. ferner Schüler-Springorum
s. 252
(55) zuletzt eindrucksvoll Jäger (1991)
(56) vgl. a. Schüler-Springorum S. 272 f. sowie etwa a. Gerber
(57) s. D. Frehsee, der vorschlägt, das Kriminalitätskonzept zu „entpersonalisie­
ren" (S. 41). Gemeint ist damit ein Verzicht auf ein Mißbilligungsurteil, das über
die Tat hinaus auf die Person erstreckt wird ( doch ist das nicht gerade der „ Witz"
des Strafrechts?); s. ferner K. Seelmann S. 1262; zur Widersprüchlichkeit von
internationalen Friedensbemühungen und Strafverlangen s. H. Weber.
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